041

Nachschlagewerks: ja

BGHZ: nein

BGB, §§ 826 Gb, 630; HGB, § 73 Abs. 1 Satz 2

Zur Prage der Haftung aus einem unrichtigen Dienst-
leistungszeugnis fiir einen gehobenen Angestellten
(hier: Handlungsbevollm#chtigten), das nach bedingter
Aussetzung der wegen Unterschlagung ausgesprochenen
Strafe ausgestellt ist,

BGH, Urt. v. 22, September 1970 - VI ZR 193/69 -

KG Berlin
LG Berlin
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Matthias Prinz
Rechtsanwalt

Der VI. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat
auf die miindliche Verhandlung vom 22. September 1970
unter Mitwirkung des Senatspridsidenten Pehle und der
Bundesrichter Dr. Bode, Dr. Weber, Sonnabend und Scheffen

fir Recht erkannt:

1. Auf die Revision der Beklagten wird das Ur-
teil des 9. Zivilsenats des Kammergerichts
in Berlin vom 21. Mirz 1969 aufgehoben, so-
weit es die Widerklage abgewiesen hat.

2, Im iibrigen wird die Revision der Beklagten
zurilckgewiesen.

3. Im Unfang der Aufhebung wird die Sache zur
anderweiten Verhandlung und Entscheidung,

auch iber die Kosten der Revision, an das
Berufungsgericht zuriickverwiesen.

Von Rechts wegen

Tatbestand:

Die Klégerin hatte den kaufméinnischen Angestellten
Heinz- am 22, Januar ‘962 auf seine Bewerbung hin
als Buchhalter eingestellt und ihm nach Ablauf einer
viertel jéhrlichen Probe~ und einer weiteren Einarbeitungs-
zeit Anfang Jenuar 1963 die vollskiiidige Flihrung der Buch-
haltung iibertragen.
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Bei seiner Bewerbung hatte P u.s. ein

Zeugnis der Beklagten vom 24. Mirz 1958 folgenden
Inhalts vorgelegt:

"Herr Heing ‘, geb. 23, Dezember 1908
in @, war vom 1.12.1938 bis zu seiner
EBinberufung zum Militdrdienst im Mai 1940
als Korrespondent bei unserer Niederlassung
in @D titig, wo nach seiner Ruckkehr aus
der Kriegsgefangenschaft infolge Betriebsein-—
schrénkungen keine Arbeitsmbglichkeit mehr
bestand.

Nach voriibergehend anderweitiger Beschiftigung
wurde Herr QP 2t 29. Dezember 1951 bei
uns eingestellt.

Zunéchst habven wir Herrn4J9 in unserer
Abteilung Abrechnung eingesetzt, wo ihm die
mengen~ und berichtmiiBige Fithrung unserer Be~
gtéinde oblag. AuBerdem wurde Herr-
voriibergehend als Tankstellenabrechner be-
gch#ftigt. Hierbei hatte er die mengen- und
wertmédflige Abrechnung mit den Tankstellenver-
waltern durchzufithren und dariiber hinaus
Akontogzahlungen zu kassieren.

Im Anschlu8 daran wurde Herr(JJ® Revisor.

In dieser Eigenschaft unterstand ihm die gesamte
Mengeniiberwachung auf dem Lager- und Tank-
stellensektor sowie die Bearbeitung von Mengen-
differenzen bei Légern, Tankwagen und Tankstellen.

Herr @D het dank seiner guten Auffassungs-
gabe die ihm iibertragenen Aufgaben zu unserer
Zufriedenheit erledigt. Seine guten Umgangsformen
und sein gewandtes Auftreten lieflen ihn seine Ver-
handlungen mit Tankstellenverwaltern und Kunden
mit Brfolg durchfithren. Am 1. Januar 1954 erteilten




wir Herrn ’ Handlungsvollmacht fiir
unsere Niederlassung. Herr D ist mit
Wirkung vom 15. Juli 1955 aus unseren
Diensten ausgeschieden."

@D 1atte bvei der Beklagten rund 21.500 DM
unterschlagen; er war deSwegen fristlos entlassen
und am 17. Mai 1957 wegen fortgesetzter Untreue in Tat-~
einheit mit Unterschlagung und Urkundenfdlschung,
ferner wegen Betruges in zwei PFillen zum Nachteil
anderer Geschiédigter zu einer Gesamtstrafelvon
9 Monaten Gefdngnis und zu einer Geldstrafe von 1.000 DM
unter bedingter Strafaussetzung verurteilt worden.

-unterschlug bei der Kldgerin in der
Zeit von Mérz 1963 bis Februar 1967 ungefédhr 140.000 DM,
indem er auf den von dem perstnlich haftenden Gesell-
schafter der Klégerin, Hasso Q. ausgestellten
Blanko-Postacheckiiberweisungsauftrédgen, die zur Ein-
tragung entsprechend dem jeweiligen Milchbedarf der
eingelnen Filialleiter bestimmt waren, sich selbst als
Bmpféinger und als Hohe des {iberweisungsauftrages den
Betrag einer noch nicht bezahlten Rechnung eintrug; beim
Postempfang nahm er diese Postscheckkontoauszﬁge mit
den Lastschriftzetteln an sich, setzte durch Rasur einen
anderen Empfinger, und zwar jeweils einen Lieferanten
einer noch nicht beglichenen Rechnung ein und erreichte
die Bezahlung dieses Rechnungsbetrages dadurch, daB er
BonBdorf entsprechende Bankschecks zur Unterschrift
vorlegte.

Die Kl#gerin erwirkte gegen Schlott Titel auf
Zahlung von insgesamt 140.000 DM, Die gegen ihn be-
triebene Zwangsvollstreckung blieb erfolglos.



Die Kldgerin nimmt die Beklagte auf Ersatz eines
Teilschadens von 10.000 DM fiir die Zeit vom 29. Mirz
bis B. Oktober 1963 in Anspruch. Sie ist der Auffassung,
die Beklagte habe sie durch die Ausstellung eines wahr-
heitswidrigen Zeugnisses in einer gegen die guten Sitten
verstoBenden Weise geschédigt (§ 826 BGB).

Landgericht und Kammergericht haben die. Beklagte
antragsgemiB verurteilt. Das Kammergericht hat fermer
die von der Beklagten in der gweiten Instanz im Wege der
Widerklage geltend gemachte negative Pegtstellungsklage
betreffend den angeblichen Zahlungsanspruch von weiteren
130.000 DM, dessen sich die Kliégerin berilhmt, abgewiesen.

Mit der Revision verfolgt die Beklagte ihren Antrag
auf Klageabweisung und den Widerklageantrag weiter.

Entscheidungsgrﬁnde:'

I.

Das Berufungsgericht hat in der Ausstellung eines
unrichtigen Zeugnisses iver @EJJJII® eine vorsatzliche
Schadenszufiigung nach § 826 BGB gesehen, wobei es einen
Verstof gegen die guten Sitten daraus hergeleitet hat,
daB die Verrichtungsgehilfen der Beklagten, der Geschédfts-

fuhrer der Filiale (i, (NN, uni der Geschéfts-
fiihrer der - Niederlassung, G, den Grund-

stitzen der Zeugniswahrheit zuwider die Unterschlagungen
Schlotts verschwiegen hétten. Dem {iber die Fiihrung und

1



Leistung Auskunft gebenden Zeugnis habe eine Zuverlissig-
keit S’ entnommen werden miissen. Das Berufungsge-
richt hat ferner die Ursﬁchlichkeit des Zeugnisses fiir
die Einstellung S.und den bedingten Vorsatgz der
beiden Geschiéftsfithrer bejaht.

II.

Diese Ausfilhrungen halten den Angriffen der Revision
stand.

1. Es handelt sich um ein sog. qualifiziertes, d.h.
auf Verlangen des Dienstverpflichteten auf die Leistungen
und die Pithrung im Dienste sich erstreckendes Zeugnis
(§§ 630 S. 2 BGB, § 73 Abs. 1. S. 2 HEB). Aus dem Zeugnis
war nicht ersichtlich, daB (JJJJP vébrend seiner Tatig-
keit bei der Beklagten einen Betrag von 21,000 DM unter-
achlagen hatte und deshalb gerade in Geldangelegenheiten
unzuverléssig war. Dem Zeugnis war im Gegenteil das unzu-
treffende Gesamtbild zu entnehmen, daB - ein ge-
treuer langjéhriger Angestellter gewesen sei. Das kam nicht
nur darin zum Ausdruck, daB er dank seiner guten Auf-
fassungsgahe die ihm iibertragenen Arbeiten zur Zufrieden-
heit des Arbeitgebers erledigt habe und seine guten Um-
gangsformen und sein gewandtes Auftreten ihn die Verhand-
lungen mit Tankstellenverwaltern und Kunden mit Erfolg
h&tte durchfilhren lassen, sondern auch darin, da ihm
Handlungsvollmacht erteilt worden sei. Das liess fiir den
Leser des Zgugnisses darauf schlieBen, dafB der Angestellte
es in dem GroBbetriedb der Beklagten zu einer geachteten,
regelmédfig nur aufgrund besonderen Vertrauens erreichbaren
Stellung gebracht und dieses Vertrauen bis zur Beendigung
des Dienstverhidltnisses auch gerechtfertigt habe.



Ohne RechisverstoB hat das Berufungsgericht ange-
nommen, dafl die Beklagte als GroRunternehmerin ein be-~
sonderes Vertrauen beziiglich der Ausstellung eines
4eugnisses genofl und daB die von ihr getroffene Fest-
stellung, @ have "die ihm Ubertragenen Aufgaben
gur Zufriedenheit ausgefithrt" in Verbindung mit seinem
Aufgabenbereich als Abrechner und Revisor mit Handlungs-
vollmacht ein vbllig falsches Bild {iber seine Zuverlissig-
keit vermittelte. Gerade fiir eine Einstellung als Buch-
halter kam der Zuverlissigkeit in Geldangelegenheiten
entscheidende‘Bedeutung Zu.

Durch das Verschweigen der strafbaren Handlungen

- und der darauf gestitzten fristlosen Entlassung unter
Hervorhebung nur der giinatigen, auf eine Vertrauens-
stellung hinweisenden Tatsachen hat die Beklagte gegen
die guten Sitten verstoBen. Ein Zeugnis muf die wesent-
lichen Tatsachen enthalten, die fiir die Gesamtbeurteilung
des. Arbeitnehmers von Bedeutung und fiir den kiinftigen
Arbeitgeber von fIhteresse sind. Das Zeugnis soll zwar
von verstidndigem Wohlwollen getragen sein und das weitere
Fortkommen des Angestellten nicht unndtig erschweren.

Die Riicksichtnahme auf das weitere Fortkommen des Arbeit-
nehmers findet aber dort ihre Grenze, wo sich das Interesse
des kiinftigen Arbeitgebers an der Zuverliédssigkeit der
Grundlagen fiir die Beurteilung des Arbeitssuchenden

ohne weiteres aufdringt und das Verschweigen bestimmter
fiir die PFithrung im Dienst bedeutsamer Vorkommnisse die
flir die Beurteilung des Arbeitnehmers wesentliche Gesamt-
bewertung in erheblichem MaBe als unrichtig erscheinen
188t (BGH Urt. v. 26. November 1963 - VI ZR 221/62 -
VersR 1964, 314; BAG AP Nr. 10 zu § 826 BGB; RArdG 15,
314, 317). Zu beriicksichtigen ist ein berechtigtes und
verstindiges Interesse des kiinftigen Arbeitgebers




w

(BAG 9, 289, 292), welches fiir die Kenntnis von straf-
baren Handiungen des Arbeitnehmers, jedenfalls solchen
erheblichen Umfangs, die mit dem Arbeitsverhéltnis in '
ginem unmittelbaren Zusammenhang stehen, zu bejahen ist.
Eine durch das Verschweigon derartiger strafbarer
Handlungen zum Ausdruck kommende wohlwollende Gesinnung
zugunsten des Arbeitnohmers auf Kosten anderer Arbeit-
gebexr steht der Annahme sittenwidrigen Handelns im Sinne
des § 826 BEB nicht entgegen. Bei der Beantwortung der
Frage nach der Sittenwidrigkeit kann auch nicht auBer
Betracht bleiben, daB eine zu grofziigige Handhabung im
Verschweigen nachteiliger Gesichtspunkte schliefilich zu
einer Entwertung der Zeugnisse im allgemeinsen und damit
zu einer nicht gerechtfertigten Benachteiligung der
ginstig zu bewertenden Arbeitnehmer filhren wirde, weil
sich dann niemand mehr auf die Richtigkeit eines Zeug-
nisses verlassen kidnnte,

2. Ein derart leichitfertiges Verhalten beim Aus-
atellen eines in wesentlichen Punkten unrichtigen Zeug-
nisses stellt vor allem dann einen Verstofi gegen die
guten 8S8itten dar, wenn der Eﬁssteller billigend in Kauf
nimmt, daB Dritte durch don unrichtigen Inhalt des Zeug-
nisses geschiidigt werden kénnen. Dies verkennt wohl auch
die Revision nicht, die sich vielmehr im wesentlichen
gegen die Bejahung des fiir dic: Anwendung des § 826 BGB
weiter erforderlichen, zumindest bedingten Schidigungs-
vorgsatzes der beiden Geschiftsfilhrer wendet. Sie macht
geltend, diese seien davon ausgegaengen,dall das auf Bitten
von Rechtsanwalt Dr.--— dem Bevollmiichtigten und
Strafverteidiger -— ausgestellte Zeugnis nur dem
Zweck dienen wiirde, fiir -eine Genehmigung zum Be-
trieb eines Einzelhandelsgeschiftes zu erhalten, und bei
den Akten der Stadt verbleiben werde.



In der Nichterhebung der hierfiir angebotenen Beweise
liegt jedoch kein Verfahrensfehler. Ohne Rechtsirrtum hat
das Berufungsgericht das BewuBtsein der beiden Geschéfts-
filhrer der Beklagten bejaht, daB das Zeugnis einem ‘
kiinftigen Arbeitgeber vorgelegt werden und dieser durch
den unrichtigen Inhalt des Zeugnisses Schaden erleiden
ktnne, und ferner festgestellt, daB sie diesen mtglichen
Erfolg gebilligt, wenn auch nicht gewiinscht haben (vgl.
BGHSt 7, 363, 369; BGH Urt. v. 13. Juli 1956 -~ VI ZR
132/55 - I} BGB § 826 (Gb) Nr. 4 = VersR 1956, 641; Urt.
v, 28. Juni 1966 - VI ZR 287/64 -~ VersR 1966, 1032). Diese
Peststellung hat das Berufungsgericht einmal aus der
Schwere des VerstoBes gegén die Wahrheitspflicht und zum
anderen aus dem ganz ungewdhnlichen Entgegenkommen der
Beklagten gegeniiber - hergeleitet, die in der Dar-
lehnshingabe von 6.500 DM noch nach der fristlosen Ent-
lassung zum Ausdruck gekommen sei. Darin liegt angesichts
der geschéftlichen Erfahrung der Zeugnisaussteller kein
Rechtsfehler. Auch besteht entgegen der Meinung der
Revision kein Widerspruch in der Begriindung des Berufungs-
urteils, soweit es auwefithrt, die Aussteller des Zeugnissses
hétten sich iber das kinftige Verhalten des (i gar
keine Gedanken gemacht, denn diese Erwigung bezieht sich
nur auf die Behauptung der Beklagten, ihre Geschiftisfithrer
hétten ebenso wie das Schiéffengericht darauf vertraut,
Schlott werde sich in Zukunft bessern. Diese Ausfiithrungen
8ind in ihrem Zusammenhang dahin zu verstehen, die
Geschiiftsfiihrer der Beklagten seien entgegen ihrer Be-
hauptung nicht zu der (positiven) Vorstellung gelangt,

werde sich kiinftig wohlverhalten.

SchlieBlich liegt auch insoweit kein Rechtsfehler
des Berufungsgerichtes vor, als es die Gefahr der Wieder-
holung von Straftaten derselben Art und damit die naheliegende

1
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Moglichkeit eines MiBbrauchs des Zeugnisses als einen
weiteren Gesichtspunkt fiir die Feststellung der Billi~
gung eines moglichen kiinftigen Schadenseintritts ge-
wertet hat. Die im Strafurteil gewdhrte bedingte Aus-~
setzung und die darin zum Ausdruck kommende Erwartung
des Strafrichters, der Verurteilte werde kiinftig ein
gesetzmiBiges Leben fihren, stehen der Annahme eines
bedingten Schidigungsvorsatzes der Geschiftsfilhrer der
Beklagten nicht entgegen. Die bedingte Strafaussetzung
braucht nicht etwa auf der Erwartung zu beruhen, der
Verurteilte werde sich kiinftig gerade auch in einer
Vertrauensstellung bewdhren. Erst recht muB sie nicht
davon ausgehen, dies werde auch dann der Pall sein,

wenn der frithere Arbeitgeber dem Verurteilten ein Zeugnis
ausstellt, das durch Verschweigen erheblicher Straftaten
unter gleichzeitiger Bescheinigung der Vertrauenswiirdig-
keit ilber diese tduschen mu8. ) '

II1.

Das Berufungsgericht hat ein Mitverschulden der
Kldgerin.. verneint., Es hat weder eine Uberprifungspflicht
hinsichtlich der beiden von Schlott vorgelegten Zeug-
nisse der (JNMMD-2¢ Gruppe Benzolvertrieb - die
zur Unternehmensgruppe der Beltlagien gehtrt - vonm
21. November 1947 und des hier maBgebenden Zeugnisses
vom 24. Mirz 1958 buf etwaige Unstimmigkeiten, noch eine
Riickfrage beim Aussteller des Zeugnisses fiir erforderlich
gehalten und auch in der Ausstellung von Blanko-Post-
scheckiiberweisungen kein mitwirkendes Verschulden der
Kldgerin gesehen.
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1. Ohne Grund riigt die Revision, dafl die Klégerin
wegen einer unterschiedlichen Beurteilung des (i,
wegen der Beendigung des Arbeitsverhliltnisses zur Monats-
mitte und wegen der verspdteten Ausstellung des Zeug-
nisges Baedenken gegen seine Richtigkeit und Vollsténdig-
keit hétte haben miissen.

Zwar darf der Aussteller eines Zeugnisses wegen
der allgemoin gepflogenen zurlickhaltenden Darstellung
ungiinstiger Bigenschaften und Vorkommnisse damit rechnen,
daB das Zeugnis mit der gedbotenen Sorgfalt und Vorsicht
gelasen und gewertet wird (Nikisch, Arbeitsrecht, 3. Aufl.
Bd. 1 8. 863). Eine liickenhafte Beurteilung mii3te sich
Jedoch, um ein Mitverschulden des Geschiddigten zu begriinden,
aus dem Gesamtinhalt des Zeugnisses oder einem allge-—
meinen Brauch ergeben, bestimmte Merkmale stets hervorzu-
heben. Nur unter diesen Voraussetzungen kann von einem
erkennbaren "heredten Schweigen' gesprochen werden. So
hat das Reichsgericht (WarnRspr 1916 Nr. 76 S. 123) zu
Recht in der Nichterwdhnung der Ehrlichkeit bei einex
songt positiven Beurteilung noch keinen Hinweis auf eine
Unehrlichkeit erblickt, der eine Nachfrage bei dem
frilheren Arbeitgeber erforderlich macht, wenn die Ehr-
lichkeit zu den Selbstverstiindlichkeiten des Berufskreices
des Dienstverpflichteten gehdrt. Soweit ein allgemeiner
Brauch besteht, das Pridikat "ehrlich" im Zeugnis zu
erwshnen (wie z.B. bei Hausangestellten), kann die Nicht-
erwihnung allerdings ein erkemmnbarer Hinweis fiir den leser
des Zeugnisses sein (BGH VersR 1964, 314). Keinesfalls
kann aber dor Arbeitgebder, der im Zeugnis umfangroiche
Untersch2agungen des zu beurteilenden Tankstellenabrechners,
Revisors und Handlungsbdbevollmlichtigten nicht erwidhnt, sich
&gegeniiber dem Schadensersatzanspruch.:: dos geschidigten
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neuen Arbeitgebers darauf berufen, dieser habe wegen der
Nichterwdhnung der Ehrlichkeit Bedenken gegen die Voll-
stéindigkeit des Zeugnisses bekommen miissen.

Sowohl zu diesem Punkt als auch zu den beiden
anderen genannten Riigen ist auch ein Verfahrensfehler des
Berufungsgerichts nicht zu erkennen, wozu sich weitere
Ausfiihrungen nach Art. 1 Nr. 4 des Gesetgzes zur Entlastung
des Bundesgerichtshofes in Zivilsachen vom 15. August 1969
eribrigen.

2. Der Revision ist auch nicht darin beizupflichten,
daB schon in der tiberlassung von Blanko-Postscheckiiber-
weisungsauftrdgen an den eigenen Buchhalter ein mit-
wirkendes Verschulden zu sehen sei. Es mag dahinstehen,
ob die Kl&gerin, wie das Berufungsgericht ausfiihrt, sur
Ausstellung von Blanko-Uberweisungsauftrégen "gezwungen"
war oder ob sich nicht ein anderer sichererer Weg angeboten
h#itte. Allein entsacheidend ist, ob in dem von der Kld#gerin
gewihlten Weg eine ihr zurechenbare Selbstschidigung liegt,
weil sie das zumutbare MaB an Sorgfalt nicht eingehalten
und darum den durch das ihr zurechenbare eigene Verhalten
verursachten Teil des Schadens selbst zu tragen hat
{(§ 254 Abs. 1 BGB). Dies hat das Berufungsgericht rechts-
fehlerfrei verneint. Es stellt keinen VerstoB gegen die
Gebote des viohlverstandenen eigenen Interesses dar, ist
vielmehr eine Prage der unternehmerischen Entscheidung,
ob und gegebenenfalls in welchem Umfang eine Firma ihrem
- Buchhalter Blanko-Papiere aushiéndigt. In diesem Sinne hat
der Bundesgerichtshof einen Fall entschieden, in welchem
der Leiter einer PFiliale mit der Einzichung von Forde-
rungen betraut worden war (Urt. v. 11, Mérz 1963 -~ II 2R
68/64 - LM BGB § 254 (Da) Nr. 13).
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Ohne RechtsverstoB hat das Berufungsgericht ferner
weder in der nicht alsbald durchgefiihrten Kontrolle iiber
die Verwendung der Blanko-Postscheckilberweisungsauftrige
noch in der mangelnden Kontrolle des Gebrauches der
Bankschecks eine Vernachlﬁssigﬁﬁﬁﬁzder im Verkehr er-
forderlichen Sorgfalt gesehen. :

Die Verurteilung der Beklagten war deher zu be-
stdtigen.

IV.

Das angefochtene Urteil war jedoch insoweit aufzu-
heben, als es die Widerklage in vollem Umfang abgewiesen
hat.

1. Die Prage einer zu fordernden Kontrolle des neu
eingestellten Buchhalters (I stellte sich fir den
Klaganspruch nur in Bezug auf wenige Monate (29, M#rz bis
8. Oktober 1963). Bei der Widerklage handelt es sich aber
um den Zeitraum von fast vier Jahren. Das Berufungsgericht
wird sich mit der Frage auseinandersetzen miissen, ob &8.:ver-
kehrsiiblich oder doch unter den hier vorliegenden Um-
stédnden fir den Unternehmer im eigenen Interesse ange-
zeigt war, die Buchhaltung gerade im Hinblick auf die
Neueinstellung des Buchhalters, auf seine noch nicht hin-
reichend erprobte Bewdhrung und auf die festgestellte
Uniibersichtlichkeit des Betriebes in angemessenen Zeitab-
stinden einer Kontrolle zu untersziehen. Zu priifen ist ins-
besondere, ob hierzu der Umstand AnlaBl geben muBite, daB
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dem Buchhalter durch die Verwendung zahlreicher Blanko-
Postscheckiiberweisungsauftrdge und die unkontrollierte

Bezahlung von Rechnungen mit Barschecks sowie durch die
Uvertragung des gesamten Posteinganges eine Vertrauens-
stellung erheblichen AusmaBles eingerdumt worden war,

Die Beklagte hat im Schriftsatz vom 10, M&érz 1969
unwidersprochen vorgetragen, daBl der Steuerberater-
nur mit der Priifung der Bilanz, der Abfassung der Ge-
werbesteuererklédrung und der Feststellung des Gewinnes,
nicht aber mit der Uberpriifung der Buchhaltung beauftragt
war. Es wird somit zu priifen sein, ob die Unterschlagungen
bei einer Kontrolle der Buchhaltung, wie sie mbglicher-
weise von der Klédgerin zu fordern gewesen widre, nicht
frither als geschehen hédtten entdeckt werden konnen. Dabei
wird zu beriicksichtigen sein, daB der persdnlich haftende
Gesellschafter der Klidgerin und zwei Angestellte bei einer
{Uberprifung des Postscheckverkehrs Rasuren auf den Last-
schriftzetteln gefunden haben und danach die Unter-
schlagungen aufdecken konnten.

2. Es besteht kein Rechtsgrundsatz des Inhaltes,
dall einem vorsidtzlichen Schéddiger ganz allgemein die
Berufung auf cin fahrlédssiges mitwirkendes Verhalten des
Geschddigten verwehrt ist, wenn auch bei § 254 Abs. 1 BGB
"in der Regel davon guszugehen ist. Eine Ausnahme ist ge-
boten, wenn besondere Umstdnde vorliegen, die nach dem
Grundsatz der Billigkeit ein Abwidgen des beiderseitigen
Verschuldens erfordern (RGZ 148, 48, 57; Sen.Urt. v.
1. April 1969 - VI ZR 229/67 -~ LM BGB § 254 (Da) Nr. 27
M.w.N.). Ein derartiger Ausnahmefall wird hier zu erwigen

sein, weil die Beklagte nur mit bedingtem Vorsatz gehandelt
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hat und der Einwand des Mitverschuldens sich hier auf
einen Sachverhalt stiitzt (Mangel iiblicher Kontrolle),
der von dem eigentlichen schadenstiftenden Verhalten
des Schédigers (Zeugnisausstellung und dadurch be-
wirkte Einstellung) zu tremnen ist (vgl. Senatsurteil
vom 3. Februar 1970 - VI ZR 245/67 ; - Betr. 1970, 679
= WM 1970, 633).

Pehle Dr., Bode - - Dr. Weber

Bundesrichter Sonnabend
ist erkrankt und deshalb
verhindert zu unterschreiben.

Pehle

Scheffen



	041

	BUNDESGERICHTSHOF

	IM NAMEN DES VOLKES

	VI_Zß_122Z6!	URTEIL	Verkaufet	—

	I.



